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der neuen Faſſung des Verſicherungsſtenergeſetzes. 
Vom 23. 4. 1932. 


5 Auf Grund des § 451 des Steuergrundgeſetzes in der Faſſung vom 22. 6. 1931 (G. Bl. S. 497) 
wird das Verſicherungsſteuergeſetz für Danzig vom 6. Juli 1922 (G. Bl. S. 177) in der neuen Faſſung 
nachſtehend bekanntgemacht. 


Danzig, den 23. April 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiereinski-Keiſer Dr. Hoppenrath 


Verſicherungsſteuergeſetz. 
Vom 23. 4. 1932. 
81 i 
Gegenſtand der () Verſicherungen, die im Inland befindliche Gegenſtände betreffen oder mit 
Beſteuerung Verſicherungsnehmern abgeſchloſſen find, die bei Zahlung des Verſicherungsentgelts 
im Inlande ihren Wohnſitz (Sit) oder dauernden Aufenthalt haben, unterliegen einer 
Steuer nach dieſem Geſetz. 

(2) Ein Gegenſtand gilt als im Inland befindlich, wenn er zur Zeit der Be⸗ 

gründung des ihn betreffenden Verſicherungsverhältniſſes im Inlande geweſen iſt. 


82 

Begriff der () Als Verſicherung im Sinne dieſes Geſetzes gilt auch die zwiſchen natürlichen 
Verſicherung oder juriſtiſchen Perſonen ſowie Perſonenvereinigungen getroffene Vereinbarung, ge⸗ 
wiſſe Verluſte oder Schadensverbindlichkeiten gemeinſam zu tragen, die den Gegenſtand 

einer Verſicherung bilden können. f 
(2) Als Verſicherung im Sinne dieſes Geſetzes gilt nicht ein Vertrag, durch den 
der Verſicherer ſich verpflichtet, für den Verſicherungsnehmer Bürgſchaft oder ſonſtige 

Sicherheit zu leiſten. 


$3 
Steuerſütze () Die Steuer beträgt für jedes Jahr der Verſicherungsdauer bei der 
für die emer, 1. Feuerverſicherung (Verſicherung gegen Brand, Exploſion oder Blitzgefahr und 
on salati SE I Pane, 
Pi, da 2. Hauslebensverſicherung (Verſicherung baulicher Schäden infolge natürlicher Ab⸗ 
nutzung und elementarer Ereigniſſe außer der Feuersgefahr) 15 Pfennige, 
3. Hagelverſicherung . ì é A s A . * . 10 Pfennige 
für je 1000 Gulden der Verſicherungsſumme oder einen Bruchteil dieſes Betrages. 
(2) Bei Verſicherungen von kürzerer als einjähriger Dauer beträgt die Steuer 
für jeden Monat ein Zehntel des Jahresſteuerſatzes; fie darf jedoch den Betrag des 
Jahresſteuerſatzes nicht überſteigen. Das Gleiche gilt bei Verſicherungen von unbes 
ſtimmter oder mehr als einjähriger Dauer für Bruchteile eines Jahres. Bruchteile 
eines Monats gelten in allen Fällen als voller Monat. 
à $4 
Stenerfät E Tás (1) Die Steuer beträgt bei der 
Verſicherungs⸗ 1. Einbrudsdiebitahlverjiherung F 1 
weige 2, Blase Bend "2 La 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 5. 1932.) 


E 3. Viehverſicherung einſchließlich der Schlachtviehverſicherung ; 2 ; E 
gi 4. Transportverſicherung (Waren-, Valoren-, Transportmittel- und ſonſtige 

Br‘ Verſicherungen mit Ausnahme der unter 5 genannten) . Ä ; dea 
E 5. Rasto- (Schiffsgefäß⸗), Schiffbauriliten-, Luftfahrzeugverfiherung . 8 
ja 6. Lebensverſicherung (Kapital- und Rentenverſicherung auf den Todes- oder 

2 Lebensfall), Kranken-, Invaliditäts-, Alters-, Witwen-, Waiſen-, Aus⸗ 

Pe È ſteuer-, Sparverſicherung und dergleichen. : x ; 2 Br 
Fi 7. Unfallverfiherung 8 
n dial 8. Haftpflichtverſicherung FTT 
é 9. Bauriſikenverſicherung mit Ausnahme der unter Nr. 4 und 5 genannten 3 


vom Hundert des gezahlten Verſicherungsentgelts. 

(2) Verſicherungsentgelt im Sinne des Abſ. 1 find Prämien, Beiträge, Vor 
ſchüſſe, Nachſchüſſe, Umlagen und dergleichen. Wird auf die vereinbarte Prämie ein 
Gewinnanteil derart verrechnet, daß von dem Verſicherungsnehmer lediglich der Unter— 
ſchiedsbetrag zwiſchen der Prämie und dem Gewinnanteil erhoben wird, ſo iſt dieſer 


e Anterſchiedsbetrag (Barprämie) das Verſicherungsentgelt im Sinne des Abſ. 1. 

2 ; È (3) Kapitalanſammlungsverträge ohne Übernahme eines Wagniſſes gelten als 
Do; Sparverſicherungen im Sinne des Abi. 1 Nr. 6. 

È 

E $ 5 

«289 Steuerſatz für (1) Bei anderen als den in den $$ 3, 4 genannten Verſicherungen beträgt die 
si andere als die Steuer 5 vom Hundert des gezahlten Verſicherungsentgelts; liegt eine einheitliche Ver— 
22 i nauer 928 ſicherung beweglicher Sachen gegen eine Vielheit von Gefahren vor, ſo erhöht ſich 
A ſicherungen die Steuer auf 10 vom Hundert des gezahlten Verſicherungsentgelts. § 4 Abſ. 2 
pi. findet Anwendung. 

= Ber (2) Der Senat kann die Steuerſätze des Abſ. 1 anderweit feſtſetzen. 

2 | È $ 6 

Er Beſondere Fülle (1) Umfaßt ein Verſicherungsvertrag mehrere, verſchiedenen Steuerſätzen unter: 
LA liegende Verſicherungszweige oder Verſicherungsarten, ohne daß eine ſelbſtändige Ver— 
Er BIS ſicherung im Sinne der $$ 3 bis 5 vorliegt, jo iſt für jeden Verſicherungszweig oder 
2 jede Verſicherungsart der vorgeſchriebene Steuerſatz befonders anzuwenden, ſoweit 
T für die im § 3 genannten Verſicherungszweige die Verſicherungsſumme und für die 


übrigen Verſicherungszweige oder Verſicherungsarten das Verſicherungsentgelt be— 
ſonders angegeben iſt. Soweit dies nicht geſchehen iſt, beträgt die Steuer 10 vom 
Hundert des Verſicherungsentgelts für die nicht nach Satz 1 erfaßten Verſicherungs— 
zweige oder Verſicherungsarten; beziehen ſich dieſe auch auf Feuersgefahr, ſo iſt 


4 daneben die Steuer nad $ 3 von der Geſamtverſicherungsſumme zu entrichten. 

1? (2) Verſicherungen von Vieh gegen Feuersgefahr ſind nach 8 3 Abſ. 1 Nr. 1 
sa zu verſteuern, ſofern ſie nicht mit einer ſonſtigen nach $ 4 Abſ. 1 Nr. 3 zu verſteuernden 

N Viehverſicherung verbunden find. 

E (3) Im Betriebe der Landwirtſchaft und Gärtnerei genommene Verſicherungen 
ot von Glasdeckungen über Bodenerzeugniſſen gegen Hagelſchaden find nach $ 3 Ab. 1 
a Nr. 3 zu verjteuern. i 
e: (4) Iſt in einem Vertrage, in dem eine Verſicherungsleiſtung neben einer anderen | 
ex, Leiſtung vereinbart iſt, insbeſondere Dei Abonnentenverſicherungen, kein geſondertes a 
E Verſicherungsentgelt vereinbart, oder wird ein Verſicherungsentgelt überhaupt nicht 
5 Er gezahlt, fo tritt hinſichtlich der Beſteuerung an Stelle des Verſicherungsentgelts die N 
. gewährte Verſicherungsleiſtung, von der das Doppelte des zutreffenden Steuerſatzes 
. 


zu entrichten iſt. a 2 
$7 


Befreiungen | Von der Steuer find befreit: 


1. Lebensverſicherungen (8 4 Abſ. 1 Nr. 6), bei denen die Verſicherungsſumme 
2000 Gulden oder die verſicherte Jahresrente 200 Gulden nicht überſteigt. 
berſteigt die Verſicherungsſumme 2000 Gulden, aber nicht 4000 Gulden oder 
die verſicherte Jahresrente 200 Gulden, aber nicht 400 Gulden, ſo wird die 4 
Steuer auf ½ vom Hundert des gezahlten Verſicherungsentgelts ermäßigt. 


Y 


MA 


ho 
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Steht die Rente bei Zahlung des Verſicherungsentgelts noch nicht feſt, ſo iſt 
die Befreiung oder Ermäßigung nicht anzuwenden. 

Sind mehrere Verſicherungen dieſer Art von demſelben Verſicherungs— 
nehmer bei demſelben Verſicherer abgeſchloſſen, fo tritt die Befreiung oder Er- 
mäßigung nur ein, wenn die verſicherten Beträge zuſammen die Befreiungs— 
oder Ermäßigungsgrenze nicht überjteigen; 

2. Rückverſicherungen; 

i 3. Verſicherungen nach Maßgabe der Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 

ba 1911 (R. G. Bl. S. 509) in der für die Freie Stadt Danzig geltenden 
Faſſung, ſoweit ſie nicht auf den $$ 843, 1029, 1198 beruhen, des Verſiche— 
rungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 (R. G. Bl. S. 989) in 
der für die Freie Stadt Danzig geltenden Faſſung ſowie Verſicherungen bei 
Penſionseinrichtungen, durch die Anwartſchaften auf Ruhegeld und Hinter- 
bliebenenrente im Sinne des § 14 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte 
oder § 1242 der Reichsverſicherungsordnung gewährleiſtet find; 

È 4. Krankenverſicherungen, wenn freie ärztliche Behandlung, Heilmittel und der— 

gleichen gewährt werden, und wenn das verſicherte Krankengeld den Betrag 


r 


von 5 Gulden für den Tag nicht überjteigt; die Befreiung gilt auch dann, 
wenn nur eine der Leiſtungen gewährt wird; 
5. Arbeitsloſen- und Stellenloſigkeitsverſicherungen; 
| . Berfiherungen von Vieh aus kleinen Viehhaltungen, wenn die Verſicherungs⸗ 
ſumme 500 Gulden nicht überſteigt; 


D 


7. Verſicherungen, die ausſchließlich zur Deckung folder Schäden genommen ſind, 
die an beweglichem und unbeweglichem Eigentume, ſowie an Leib und Leben 
im Zuſammenhange mit inneren Unruhen durch offene Gewalt oder durch 
ihre Abwehr unmittelbar verurſacht werden; È 
8. Beiträge zu Penfions:, Witwen- und Waiſenkaſſen, die auf Grund eines Ar⸗ 
beitsvertrages zu leiſten ſind; f i 
9. Feuerverſicherungen, bei denen die Verſicherungsſumme 1000 Gulden nicht 
überſteigt. 2 
$8 3 
Vergünſtigung (1) Bei Rentenverſicherungen, bei denen die verſicherte Jahresrente 2000 Gulden 
für Renten⸗ nicht überſteigt, wird die Steuer des $ 4 Ab]. 1 Nr. 6 nach näherer Beſtimmung 
verſicherungen des Senats erſtattet, ſofern der Verſicherungsnehmer über 60 Jahre alt oder erwerbs⸗ 
unfähig oder nicht bloß vorübergehend verhindert iſt, ſeinen Lebensunterhalt durch 
eigenen Erwerb zu beſtreiten. 
(2) Bei Einlegung eines Rechtsmittels wird über die Erſtattung im Beſchwerde— 
verfahren entſchieden ($$ 284, 285 St. Gr. G.). 


8 9 5 
| Erfüllung der (1) Der Verſicherer hat über die von ihm übernommenen Verſicherungen nach 
| Steuerpflicht näherer Beſtimmung des Senats eine Aufſtellung anzufertigen und der Steuerbehörde 
vorzulegen; der Senat beſtimmt auch, in welchen Fällen die Aufitellung durch Ber 
ſicherungsregiſter oder dergleichen erſetzt werden kann. f 
(2) Sît ein anderer ermächtigt, für den Verſicherer Zahlungen entgegenzunehmen, 
| jo liegt auch ihm die Verpflichtung zur Anfertigung und Vorlegung der Aufſtellung ob. 
| (3) Der Verſicherer hat nach näherer Beſtimmung des Senats der Steuerbehörde 
anzuzeigen, ob er die Erfüllung der Steuerpflicht ſelbſt übernehmen oder einem 
| Bevollmächtigten übertragen will. 5 
(4) Wenn der Verſicherer im Inland keinen Wohnſitz (Sitz), aber einen zur Ent⸗ 
gegennahme des Verſicherungsentgelts bevollmächtigten Vertreter hat, ſo iſt dieſer 
% verpflichtet, von ſeiner Beſtellung der Steuerbehörde unverzüglich Mitteilung zu 
| machen. Die Verpflichtung zur Anfertigung und Vorlegung der Aufitellung liegt in 
6 dieſem Falle dem Bevollmächtigten ob. 
x) : ö î De $ 10 $ 33 È 
Gutitepung und — (1) Die Steuerſchuld entſteht mit der Zahlung des Verſicherungsentgelts. 
tria, der (2) Die Steuer iſt für die einzelne Verſicherung und bei den im $ 3 genannten 
enerſchulb Verſicherungszweigen für den Zeitraum zu berechnen, auf den die Zahlung des Ver⸗ 


‘218 
ſicherungsentgelts ſich bezieht; iſt dieſer Zeitraum unbeſtimmt, ſo iſt die Steuer für 
jedes Jahr, im Falle des § 3 Abſ. 2 für jeden Monat der Verſicherungsdauer zu 
berechnen. Pfennigbeträge des für die einzelne Verſicherung ſich ergebenden Steuer— 
betrags ſind derartig nach oben abzurunden, daß ſie durch 10 teilbar ſind. 
(3). Ausländiſche Werte ſind nach den Vorſchriften über die Berechnung der 
Wechſelſteuer umzurechnen. : 
$ 11 
Steuerſchuldner (1) Steuerſchuldner iſt der Verſicherungsnehmer. Zu ſeinen Laſten iſt die Steuer 
von dem Verſicherer oder ſeinem Bevollmächtigten ($ 9 Abſ. 3, 4) ſpäteſtens bei Vor⸗ 
legung der Aufſtellung zu entrichten. | 
(2) Im Falle des $ 6 Abſ. 4 iſt Steuerſchuldner der Verſicherer, der im Ver 
ſicherungsfalle die Steuer von der Leiſtung nicht kürzen darf. 
(3) Die Steuer gilt im Verhältnis zwiſchen dem Verſicherer und dem Verſiche— 
rungsnehmer als Teil des Verſicherungsentgelts, insbeſondere hinſichtlich der Ein— 
ziehung und der Geltendmachung im Rechtsweg. 


8 12 


Eiurechnung der Wenn der Verſicherer bei Verſicherungen, die nach dem Verſicherungsentgelt und 
Steuer in das nach dem gleichen Satze zu verſteuern find, die Steuer in das Verſicherungsentgelt 


ä eingerechnet hat, ſo kann er die Steuer von dem geſamten an ihn gezahlten Verſiche— 
gelt vera 
rungsentgelt in einer Summe berechnen. 
| $ 13 
Feſtſetzung im Der Senat kann beſtimmen, daß und unter welchen Vorausſetzungen in Fällen, 
Wege der Abe in denen die Feſtſtellung der Steuer ſchwierig iſt, die Feſtſetzung der Steuer im Wege 
findung der Abfindung erfolgen kann. 
a § 14 
Entrichtung (1) Wenn der Verſicherer im Inland weder ſeinen Wohnſitz (Sitz) noch einen 


durch den Ver⸗ zur Entgegennahme des Verſicherungsentgelts bevollmächtigten Vertreter hat, ſo hat 

e ira der Verſicherungsnehmer die Steuer zu entrichten. In dieſem Falle iſt der Verſiche— 
rungsnehmer verpflichtet, der Steuerbehörde von dem Abſchluß der Verſicherung 
unter Angabe der für die Steuerberechnung erforderlichen Umſtände unverzüglich 
Mitteilung zu machen. Er it ferner verpflichtet, jede Zahlung eines Verſicherungs— 
entgelts innerhalb einer Friſt von zwei Wochen der Steuerbehörde anzuzeigen und 
auf Erfordern den Verſicherungsſchein und das Empfangsbekenntnis über die Zahlung 
des Verſicherungsentgelts oder ſonſtige über die Verſicherung Aufſchluß gebende 
Schriftſtücke vorzulegen. 

(2) Sit bei einem Verſicherer der im Abſ. 1 bezeichneten Art eine Verſicherung 
durch Vermittlung einer im Inland wohnenden Perſon abgeſchloſſen worden, ſo liegt 
die Anzeigepflicht nach Abſ. 1 Satz 2 auch dem Vermittler ob. 

$ 15 
Steueraufſicht (1) Der Verſicherer und ſonſtige Perſonen, die gewerbsmäßig Verſicherungen 
vermitteln oder ermächtigt ſind, für den Verſicherer Zahlungen entgegenzunehmen, 
unterliegen der Steueraufſicht ($ 184 ff. St. Gr. G.). Dieſer unterliegen auch natürliche 
„und juriſtiſche Perſonen ſowie Perſonenvereinigungen, die Vereinbarungen im Sinne 
des § 2 Abſ. 1 getroffen haben. 

(2) Die Aufſtellungen, Geſchäftsbücher, Nachweiſe über die Entrichtung der Steuer 
ſowie ſonſtige Unterlagen (Verſicherungsurkunden, Schriftwechſel uſw.) ſind von den 
im Abſ. 1 bezeichneten Verſicherern und Perſonen fünf Jahre lang vom Schluß des 
Jahres ab, in dem die Steuer entrichtet iſt, aufzubewahren. Die gleiche Pflicht 
liegt im Falle des $ 14 dem Verſicherungsnehmer ob. 


i $ 16 

Erſtattung (1) Wird infolge vorzeitigen Aufhörens der Verſicherung oder infolge Herab— 
minderung der Verſicherungsſumme oder des Verſicherungsentgelts dieſes ganz oder 
zum Teil zurückvergütet, ſo iſt auf Antrag die Steuer inſoweit zu erſtatten, als ſie 
nicht zu erheben geweſen wäre, wenn der Eintritt der vorbezeichneten Umſtände von 
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vornherein feſtgeſtanden hätte. Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung auf die 
Erſtattung der Prämienreſerve im Falle des § 176 des Geſetzes über den Verſiche— 
rungsvertrag vom 30. Mai 1908 (R. G. Bl. S. 263) und in ſonſtigen Fällen der 
Erſtattung der Prämienreſerve, ſowie dann nicht, wenn die Prämienrückgewähr aus- 
drücklich verſichert war. 

(2) Bei Einlegung eines Rechtsmittels über die Erſtattung wird im Beſchwerde— 
verfahren entſchieden ($$ 284, 285 St. Gr. G.). 


$ 17 
Strafrechtliche Iſt mit ausdrücklicher Zuſtimmung der Steuerbehörde ein Bevollmächtigter 
Verantwort⸗ (S 9 Abi. 3) beſtellt, jo trifft dieſen an Stelle des Verſicherers die ſtrafrechtliche 


gen Verantwortlichkeit für die Steuerzuwiderhandlung. 
: $ 18 


Ausſchließlichleit Verſicherungen und Urkunden über Verſicherungen (Anträge auf Abſchluß oder 
der Verſiche⸗ Verlängerung einer Verſicherung, Verſicherungsſcheine, Verlängerungsſcheine, Prä— 
rungsſtener mienquittungen uſw.) unterliegen in den Gemeinden (Gemeindeverbänden) keiner 

weiteren Abgabe. Dies gilt auch für die nach dieſem Geſetze von der Steuer befreiten 
Verſicherungen. ö 


Danzig, den 23. April 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski-Keiſer Dr. Hoppenrath 


66 Ausführungsbeſtimmungen zum Verſicherungsſteuergeſetz. 
Vom 23. April 1932. 


Auf Grund des 8 5 des Steuergrundgeſetzes in der Faſſung vom 22. Juni 1931 (G. Bl. S. 497) 
und der SS 5 Abſ. 2, 9 Abſ. 1, 13 des Verſicherungsſteuergeſetzes vom 23. April 1932 (G. Bl. S. 215) 
wird an Stelle der Ausführungsbeſtimmungen zum Verſicherungsſteuergeſetz vom 6. Juli 1922 (G. Bl. 
S. 182) ſowie der Verordnungen vom 15. Auguſt 1923 (St. A. I S. 516) und vom 27. Januar 1931 

(G. Bl. S. 21) folgendes beſtimmt: 

J. Zuſtändigkeit 
§8 1 

Die Verſicherungsſteuer wird von dem Verkehrsſteueramt der Freien Stadt 

Danzig verwaltet. 


IT, Ermittelung der Verſicherer und ihrer Bevollmächtigten 
8 2 

Anzeigepflicht (1) Inländiſche Verſicherer haben zugleich mit der Eröffnung des Geſchäftsbetriebes 
der Verſicherer dem Verkehrsſteueramt anzuzeigen, ob fie die Erfüllung der Steuerpflicht ſelbſt über- 
: nehmen oder den zur Empfangnahme von Prämienzahlungen ermächtigten Perſonen 
(Bevollmächtigten) übertragen wollen. In der Anzeige ſind alle Bevollmächtigten 
des Verſicherers, denen die Erfüllung der Steuerpflicht übertragen iſt, unter genauer 
Angabe ihres Sitzes uſw. und des Umfanges, in dem ihnen die Erfüllung der 
Steuerpflicht übertragen iſt, aufzuzählen. Von allen eintretenden Veränderungen iſt 

dem Verkehrsſteueramt umgehend Anzeige zu erſtatten. 
(2) Die vorſtehenden Beſtimmungen ſind ſinngemäß auf die inländiſchen Ge— 
ſchäftsſtellen ausländiſcher Verſicherer anzuwenden, denen die Leitung des Geſchäfts 

im Inlande übertragen iſt. bg 

Liſte der Das Verkehrsſteueramt führt nach einem beſonderen Muſter eine Lite der Vere 
Verſicherer ſicherungsunternehmungen und deren Bevollmächtigten. In dieſer Liſte werden auch 
die von ihnen abgeführten Steuerbeträge verzeichnet. Das Verkehrsſteueramt hat von 
Zeit zu Zeit eine Nachprüfung dieſer Liſte auf ihre Vollſtändigkeit und Richtigkeit 
(durch Einſicht der Liſten der Verſicherungsaufſichtsbehörde, des Handelsregiſters, der 
Adreßbücher und auf ſonſt geeignete Weiſe) vorzunehmen und nötigenfalls die Nicht⸗ 
eingetragenen zur Anzeige nach § 2 anzuhalten. ; ì 


* 


SSR 


Mitteilungs- 


ſicherungs⸗ 
aufſichts⸗ 
behörde 


Verſicherungs⸗ 
ſteuerbuch 


Vorlegung der 
Steuerbücher 
und der Nach⸗ 
weilungen 


Prüfung und 
Steuer⸗ 
1 feſtſetzung 
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8 4 


Die mit der Aufſicht über die Verſicherungsunternehmungen betraute Behörde 
pflicht der Ver⸗ hat die neu unter ihre 


neuen Hauptbevollmäch 


Aufſicht gelangenden Verſicherer ſowie die Beſtellung eines 
tigten oder die erteilte Genehmigung zum Betriebe eines 


neuen Verſicherungszweiges und alle ſonſtigen Anderungen dem Verkehrsſteueramt 
binnen einer Woche mitzuteilen. 


Feſtſetzu 


s III. Steuerauſſtellung 
ng und Vereinnahmung der Steuer 


$5 


(1) Die Aufftellungen find von den nad $ 9 des Gejeges hierzu verpflichteten 
Verſicherern oder Steuerbevollmächtigten in der Weiſe herzuſtellen, daß jede Zah⸗ 
lung eines Verſicherungsentgelts, die im Laufe eines Kalendermonats geleiſtet wird, 
in ein für jeden Kalendermonat nach vorgeſchriebenem Muſter neu anzulegendes Ver— 
ſicherungsſteuerbuch eingetragen wird. 


(2) Zahlungen des 


Entgelts für ſteuerfreie Verſicherungen bedürfen der Aufnahme 


in das Verſicherungsſteuerbuch nicht, ſoweit ſie derart in den Geſchäftsbüchern einge— 
tragen ſind, daß daraus der Grund der Befreiung erkennbar iſt. 


(3) Mehrere Zahl 


ungen eines Verſicherungsnehmers innerhalb eines Monats 


auf Grund einer Verſicherung können in einer Summe zuſammengefaßt werden. 
(4) Die Beſtimmungen in Abſatz 1 bis 3 gelten im Falle des $ 6 Abſatz 41 des 


Geſetzes ſinngemäß für 


die gewährten Verſicherungsleiſtungen. 


$ 6 


Beim Abſchluß von Verſicherungen in ausländiſcher Währung iſt jede Verſiche— 


rungsſumme bezw. jede 
und von dem ſo errechn 
Umrechnung erfolgt auf 
für die Berechnung von 


(1) Für jeden Ver 
führen. 

(2) Das Verkehrsſt 
eines Verſicherungszweig 


Prämienzahlung in die Danziger Währung umzurechnen 
eten Guldenbetrag die Verſicherungsſteuer zu berechnen. Die 
Grund der Mittelwerte, die vom Senat von Zeit zu Zeit 
Verkehrsſteuern feſtgeſetzt werden. 


8 7 i 
liherungszweig ijt ein beſonderes Verſicherungsſteuerbuch zu 


eueramt kann im Einzelfall vorſchreiben, daß auch innerhalb 
es für jede von mehreren Verſicherungsarten ein beſonderes 


Verſicherungsſteuerbuch zu führen iſt. 


(3) Für die Fälle, 


in denen mehrere Verſicherer eine Verſicherung für denſelben 


Verſicherungsnehmer in der Weiſe gemeinſchaftlich unternehmen, daß jeder von ihnen 


aus der Verſicherung zu 


einem beſtimmten Anteil berechtigt und verpflichtet iſt, kann 


das Verkehrsſteueramt zulaſſen, daß für die Verſicherungen von den Verſicherern oder 
einem für ſie tätigen Makler ein gemeinſames Verſicherungsſteuerbuch geführt wird. 


(1) Die nach $ 5 z 


$ 8 
u führenden Verſicherungsſteuerbücher ſind aufzurechnen, von 


den zu ihrer Einreichung Verpflichteten unter der Verſicherung der Vollſtändigkeit 


und Richtigkeit der dari 


n gemachten Angaben zu unterſchreiben und ſpäteſtens bis 


zum Schluſſe des folgenden Kalendermonats dem Verkehrsſteueramt vorzulegen. 
(2) Zugleich iſt dem Verkehrsſteueramt eine beſondere Nachweiſung in doppelter 
Ausfertigung einzureichen und die Steuer an die Kaſſe des Verkehrsſteueramtes zu 


zahlen. 
(3) Sind in einem 
Fehlanzeige zu erſtatten. 


Verſicherungszweige Zahlungen nicht geleiſtet worden, ſo iſt 


7 $ 9 


(1) Das Verkehrsſteueramt prüft die Eintragungen in das Verſicherungsſteuer⸗ 
buch und ſetzt — nötigenfalls unter Berichtigung der Steuerberechnung — den Ge— 
ſamtbetrag auf der Aufitellung (Verſicherungsſteuerbuch) und den Nachweiſungen 


felt. Hierbei iſt ſtets die 
Die Nachprüfung der ein 
beſchränkt werden. 


Richtigkeit der Aufrechnung (vgl. $ 8 Abj. 1) nachzuprüfen. 
zelnen Eintragungen kann erforderlichenfalls auf Stichproben 
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(2) Dem Verkehrsſteueramt find auf Verlangen die den Eintragungen in das 
Verſicherungsſteuerbuch zugrunde liegenden Urkunden, Geſchäftsbücher und Schriftſtücke 
zur Einſicht vorzulegen. Auf Antrag kann die Vorlegung und Prüfung in den Ge— 
ſchäftsräumen des Verſicherers oder des Steuerbevollmächtigten geſchehen. 

(3) Das Verſicherungsſteuerbuch und eine Ausfertigung der mit Quittung der 
Kaſſe verſehenen Nachweiſung ſind dem Einſender zurückzugeben; die andere Aus— 
fertigung der Nachweiſung wird Beleg zum Sollbuch. Die Fehlanzeige iſt zu den 
Verſicherungsſteuerakten des Verkehrsſteueramts zu nehmen. ; 

(4) Die Verſicherungsſteuerbücher find nach den einzelnen Verſicherungszweigen 
RE und jahrgangsweiſe nach der Reihenfolge der Monate geordnet fünf Jahre lang 
ö : vom Schluß des Jahres ab, in dem die Steuer entrichtet üt, aufzubewahren. 


8 10 
berſteigt der fĩſtgeſetzte Betrag (§ 9 Abſ. 1) den bereits eingezahlten Steuer⸗ 
| betrag ($ 8 Abſ. 2), jo iſt der fehlende Betrag innerhalb einer zu beſtimmenden 


f Friſt an die Kaſſe des Verkehrsſteueramts zu zahlen. Ergibt die Feſtſetzung gegen: 
über der Steuervoreinzahlung einen Minderbetrag, ſo iſt dieſer von der Kaſſe von 
Amts wegen zu erſtatten. 


$ 11 


Erſatz des Ver⸗ (1) Auf Antrag kann zugelaſſen werden, daß als Aufſtellung ($ 5) andere über 
cherungs⸗ die Verſicherungen geführte Bücher oder Liſten (3. B. Verſicherungsverzeichniſſe, 
5 Borderos, Prämien-Stornoregiſter) verwendet werden, ſofern für jeden Verſicherungs— 
| ſchäfis bücher zweig (§ 7 Abſ. 1) beſondere Bücher oder Liſten geführt werden und in dieſen die für 
5 und Regiſter die Berechnung der Steuer und für die Feſthaltung der Verſicherung erforderlichen 
Angaben enthalten find. Hierbei kann die Aufſtellungszeit ($ 5 Abſ. 1) bis zu einem 
o Vierteljahre, bei der Hagelverſicherung bis zu ſechs Monaten, verlängert werden. 
E Auch kann auf Antrag zugelaſſen werden, daß die abzuführende Steuer nach dem 
5 Sollbetrag des Verſicherungsentgelts — in den Fällen des $ 3 des Geſetzes nach der 
Verſicherungsſumme — bemeſſen und die Steuer für nicht eingegangene Zahlungen 
7 á in einer der nächſtfolgenden Aufſtellungen abgeſetzt wird. 
E i (2) Auf Antrag kann die Vorlegung und Prüfung der Bücher und Liſten 
| in den Geſchäftsräumen des Verſicherers oder deſſen Steuerbevollmächtigten ge 
ſchehen. 
(3) Die Erleichterung des Abſ. 1 Satz 2 kann auch bei Führung des Verſiche— 
rungsſteuerbuchs gewährt werden. 
(4) Über die Anträge entſcheidet das Verkehrsſteueramt, das im übrigen weitere 
Beſtimmungen über das Verfahren treffen kann (3. B. Vorlegung der Nachweiſung 
in mehreren Ausfertigungen). 


(5) Die gewährten Erleichterungen ſind jederzeit widerruflich. 


$ 12 


4 Entrichtung im (1) Der Antrag auf Entrichtung der Steuer im Wege der Abfindung iſt an 
125 Wege der Ab⸗ das Verkehrsſteueramt zu richten. Kommt keine höhere Abfindung, als jährlich 
findung 1250, — G in Frage, jo entſcheidet das Verkehrsſteueramt über den Antrag, andern: 
falls hat das Verkehrsſteueramt ihn dem Landeszollamt zur Entſcheidung vorzulegen, 
(2) In dem Antrage iſt darzulegen, aus welchen Gründen die Feſtſtellung der 
Steuer im gewöhnlichen Verfahren ſo ſchwierig iſt, daß eine Abfindungsbeſteuerung 
dp nötig wird. Die zur Bemeſſung der Abfindungsſumme nötigen Unterlagen find an: 
1 zugeben und eine Abfindungsſumme vorzuſchlagen. 
(3) Die Abfindungsſumme iſt jährlich im voraus feſtzuſetzen. Sie iſt in viertel⸗ 
jährlichen Teilen und zwar bis zum Ablauf des erſten Monats des betreffenden 
Kalendervierteljahres unaufgefordert an die Kaſſe des Verkehrsſteueramts zu zahlen. 
* Gleichzeitig iſt dem Verkehrsſteueramt eine Nachweiſung ($ 8 Abſ. 2) in doppelter 


Ausfertigung einzureichen. Die eine der mit Quittung der Kaſſe verſehenen Nach- 


| aê weiſungen iſt dem Einſender zurüdzureichen; die andere Nachweifung wird Beleg 
zum Sollbuch. : "pa orale TA i 


Bia io ça a Sti 


222 

(4) Die Abfindung kann auch in der Weiſe geſtattet werden, daß ein Grund— 
ſatz aufgeſtellt wird, nach dem auf Grund periodiſch beizubringender Unterlagen die 
einzelne Abfindungsſumme berechnet wird. 

(5) Das gewährte Verfahren iſt jederzeit widerruflich. 

a $ 13 
Überwachung (1) Der rechtzeitige Eingang der Ver ſicherungsſteuerbücher, der Nachweiſungen 
der Steuer⸗ und Anmeldungen iſt von dem Verkehrsſteueramt durch die Liſte der Verſicherer 
entrichtung ($ 3) zu überwachen. 

(2) Iſt die Vorlegung des Verſicherungsſteuerbuches oder der Nachweiſungen 
oder der Anmeldungen oder die Erſtattung der Fehlanzeige nicht rechtzeitig bewirkt 
worden, ſo hat das Verkehrsſteueramt den Verſicherer oder deſſen Steuerbevollmäch— 
tigten zur Einreichung aufzufordern und auf die ſtrafrechtlichen Folgen der Unter: 
laſſung hinzuweiſen. 

$ 14 
Einrechnung (1) Hat der Verſicherer bei Verſicherungen, die nach dem Verſicherungsengelt 
4 — 25 in und nach dem gleichen Satze zu verſteuern ſind, die Steuer in das Verſicherungsent— 
ſicherungs⸗ gelt eingerechnet, ſo iſt dieſe von einem Betrage zu entrichten, der zuſammen mit der 
entgelt aus ihm errechneten Steuer den an den Verſicherer gezahlten Betrag ergibt. Die 
Steuer iſt nach der Formel X = V. 8, wobei X die Steuer, das geſamte Verſiche— 
100 + S 
‘ : rungsentgelt, S den Steuerſatz nad) $ 4, 5, 7 Nr. 1 des Geſetzes bedeutet. Es find 
jonad zu erheben 
bei einem Steuerſatz von 10 v. H. an hundert Teilen 9,092 
1 ” ” ” 7,407 
DIE KIN ” ” ” 4,762 
2,913 
A 5 1,961 
EE RT 5 4 0,990 
” ” ” ” 7e Sr ” ” ” 0,498. 
(2) Der Steuerbetrag ijt auf volle 10 Pfennige nach oben aufzurunden. 


$ 15 
Uẽnfallver⸗ Liegt eine Unfallverſicherung mit Prämienrückgewähr vor, ſo wird die Ver— 
ſicherung mit ſicherungsſteuer, ſolange der Steuerſatz für die Unfallverſicherung ($ 4 Abſ. 1 Nr. 7 
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Brimientid= des Geſetzes) 8 vom Hundert beträgt, mit fünf vom Hundert des gezahlten Verſiche— 
gewähr 
rungsentgelts berechnet. 
$ 16 
eren (1) Wenn der Verſicherer im Inlande weder ſeinen Wohnſitz (Sitz) noch einen 


bei auslän- zur Entgegennahme des Verſicherungsentgelts bevollmächtigten Vertreter hat, jo hat 

diſchen Ver⸗ der Verſicherungsnehmer jede Zahlung eines Verſicherungsentgelts bei dem Verkehrs— 

ſicherern ſteueramt innerhalb einer Friſt von zwei Wochen nach jener Zahlung ſchriftlich 
anzumelden und gleichzeitig die Steuer einzuzahlen. 

(2) Die Anmeldung iſt unter Verwendung eines beſonderen Vordrucks in doppelter 
Ausfertigung einzureichen. 

8 17 

(1) Das Verkehrsſteueramt prüft die Anmeldung, ſetzt den EI feſt 
und vereinnahmt ihn. 

(2) Von der Anmeldung iſt die eine Ausfertigung als Beleg zum Sollbuch zu 
nehmen, die andere — mit Empfangsbekenntnis und Angabe der Buchungsnummer 
verſehen — zurückzugeben. 

$ 18 

(1) Ergibt im Falle des $ 16 die exite Anmeldung, daß der Verſicherungsnehmer 
auf Grund des Verſicherungsvertrages noch fernere Prämienzahlungen zu Teijten hat, 
ſo hat das Verkehrsſteueramt die Anmeldung der ſpäteren Zahlungen durch eine be— 
ſondere Liſte zu überwachen. 


Lebens⸗ und 
Feuerver⸗ 
ſicherungen 


Viehverſicherung 


Rentenverſiche⸗ 
rungen 
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(2) Werden die ſpäteren Prämienzahlungen nicht rechtzeitig angemeldet, ſo iſt der 
Steuerpflichtige zur Anmeldung aufzufordern. 


$ 19 
Die Beſtimmungen in den SS 16 und 18 gelten im Falle des § 6 Ab. 4 des 
Geſetzes ſinngemäß für die gewährten Verſicherungsleiſtungen. 


$ 20 

(1) Auf Antrag der ausländiſchen Verſicherungsgeſellſchaft, die im Inlande 
keinen zur Entgegennahme des Verſicherungsentgelts bevollmächtigten Vertreter hat, 
kann das Verkehrsſteueramt gewähren, daß die Verſicherungsſteuer von der Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft entrichtet wird. 

(2) Das nähere über die Abführung der Steuer nach Abſatz 1 (Einreichung von 
Nachweiſungen, Führung des Verſicherungsſteuerbuches) wird vom Verkehrsſteueramt 
beſtimmt. 

(3) Das gewährte Verfahren iſt jederzeit widerruflich. 


IV. Befreiungen, Ermäßigungen, Erſtattungen 
8 21 

(1) Vor Anwendung der Befreiungs- oder Ermäßigungsvorſchrift im $ 7 Nr. 1 
des Geſetzes (Lebensverſicherungen, bei denen die Verſicherungsſumme 2000, — G oder 
die verſicherte Jahresrente 200,— G nicht überſteigt, bzw. Lebensverſicherungen, bei 
denen die Verſicherungsſumme 2000, — G, aber nicht 4000, — G, oder die verſicherte 
Jahresrente 200,— G, aber nicht 400, — G iiberiteigt) hat der Verſicherer feſtzu⸗ 
ſtellen, ob von demſelben Verſicherungsnehmer mehrere Verſicherungen bei ihm abge⸗ 
ſchloſſen ſind, deren Geſamtſumme die Befreiungs- oder die Ermäßigungsgrenze über⸗ 
ſteigt. Der Verſicherer hat in dieſen Fällen in den Verſicherungsakten oder ⸗egiſtern 
einen Vermerk darüber zu machen, ob noch weitere Verſicherungen beſtehen oder nicht. 

(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden auf Feuerverſicherungen, bei denen die 
Verſicherungsſumme 1000, — G nicht überſteigt ($ 7 Nr. 9 des Geſetzes) entſprechende 
Anwendung. 

8 22 

Die Steuerbefreiung der Viehverſicherungen im $ 7 Nr. 6 des Geſetzes ſetzt 
voraus, daß die Verſicherungsſumme 500,— G nicht überſteigt und das verſicherte 
Vieh zu einer kleinen Viehhaltung gehört. Der Verſicherungsnehmer, der die Steuer⸗ 
befreiung beanſprucht, hat dem Verſicherer darzutun, daß ſein geſamter Viehbeſtand, 
nicht der etwa nur verſicherte Teil, eine kleine Viehhaltung iſt. Nur das Halten von 
1 oder 2 Milchkühen neben der nötigen Aufzucht zur Erhaltung dieſes Beſtandes wird 
als kleine Viehhaltung angeſehen. 

$ 23 

(1) Wenn ein Verſicherungsnehmer Erſtattung der Steuer gemäß $ 8 des Geſetzes 
verlangen will, jo hat er dem Verkehrsſteueramt nachzuweiſen, daß er über 60 Jahre 
alt oder erwerbsunfähig oder nicht bloß vorübergehend verhindert iſt, ſeinen Lebens⸗ 
unterhalt durch eigenen Erwerb zu beſtreiten. Das Verkehrsſteueramt hat ihm dar⸗ 
über eine beſondere Beſcheinigung auszuſtellen. Es kann die Gültigkeit der Beſcheini⸗ 
gung nach der Sachlage zeitlich beſchränken. 

(2) Der Verſicherungsnehmer hat die Beſcheinigung dem Verſicherer vorzulegen, 
der ſie aufzubewahren und die Erſtattung zu vermitteln hat. Die Erſtattung geſchieht 
in der Weiſe, daß die zu erſtattenden Beträge bei Führung eines Verſicherungsſteuer⸗ 
buches ($ 5) von dem Geſamtſteuerbetrag einzeln rot abgeſetzt werden oder bei 
Führung eines Stornoregiſters ($ 11) von dem Geſamtſteuerbetrag in einer Summe 
rot in Abzug gebracht werden. Die Abſetzung iſt bei der früheren Eintragung zu 
vermerken (Bezeichnung des Verſicherungsſteuerbuches [des Prämienregifters] auch nach 
Zeitpunkt, laufender Nummer der Eintragung); bei der Abſetzung iſt auf die frühere 
Eintragung zu verweiſen. Die Beſcheinigung nach Abſatz 1 Satz 2 iſt dem Verſiche⸗ 
rungsſteuerbuch (dem Prämienregiſter) beizuheften. 
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(3), Liegt die Beſcheinigung nach Abſatz 1 Satz 2 dem Verſicherer bereits bei 
Eintragung der Prämienzahlung in das Verſicherungsſteuerbuch (Prämienregiſter) vor, 
ſo kann er, ſtatt die Steuer auszuwerfen, die Befreiung von der Steuer unter Hinweis 
auf die dem Verſicherungsſteuerbuch (Prämienregiſter) beigehefteten Beſcheinigung ver- 
merken. ; 

(4) Schließt der Verſicherer lediglich Rentenverſicherungen, bei denen die ver- 
ſicherte Jahresrente 2000, — G nicht überſteigt, mit Verſicherungsnehmern ab, die 
über 60 Jahre alt find (3. B. Kleinrentnerhilfskaſſen), ſo kann das Verkehrsſteueramt 
den Verſicherer von der Vorlegung von Steueraufſtellungen unter Anordnung etwa 
erforderlicher Überwachungsmaßnahmen befreien. Das Landeszollamt kann die gleiche 
Erleichterung anderen Verſicherern gewähren, die ſich mit der Kleinrentnerfürſorge 
befaſſen. N f 
$ 24 
Vorzeitiges Auf⸗ Für das Erſtattungsverfahren gemäß $ 16 des Geſetzes gilt 8 23 Abſ. 2 Satz 2 

hören der Ver- und 3 entſprechend. Die Eintragungen bei der Abſetzung müſſen die Berechnung der 

ſicherung uſw. abgeſetzten Beträge ergeben, die vom Verkehrsſteueramt nachzuprüfen ſind. Das 

Verkehrsſteueramt prüft ferner durch Stichproben bei der Abſetzung oder ſpäter, ob 

die abgeſetzten Beträge dem Verſicherungsnehmer tatſächlich vergütet werden; nötigen⸗ 

falls hat das Verkehrsſteueramt in dieſer Hinſicht das Verfahren durch weitere Be— 

ſtimmungen im einzelnen Falle zu regeln (3. B. Vorlegung der Erſtattungsanträge der 
Verſicherungsnehmer, des Empfangsbekenntniſſes des Verſicherers uſw.). 


V. Steueraufſicht 
> $ 25 
Ausübung der (1) Die Steueraufſicht nach $ 15 des Geſetzes findet in Form einer Steuernach— 
Steueraufſicht ſchau auf Grund des allgemeinen Prüfungsverfahrens des Verkehrsſteueramtes ſtatt. 
Die Nachprüfungen zur Durchführung des Verſicherungsſteuergeſetzes ſind nach Mög— 
lichkeit mit den Nachprüfungen zur Durchführung der übrigen Verkehrsſteuern zu 
verbinden. Außerdem kann eine Prüfung jederzeit im Rahmen der Ermittlungen bei 
Prüfung des Verſicherungsſteuerbuches oder im Nachforderungs- oder Berichtigungs⸗ 
verfahren, ſchließlich aber auch unabhängig von einer einzelnen Steuerforderung aus— 
geführt werden. 1 
(2) Die Steueraufſicht wird von dem Leiter des Verkehrsſteueramtes ausgeübt, 
der bei der Ausübung der Prüfungstätigkeit ſich der Mithilfe der ihm unterſtellten 
Beamten und im Bedarfsfalle auch anderer Dienſtſtellen der Zollverwaltung be— 
dienen kann. 
(3) Alle Auſſichtspflichtigen ſind der Nachſchau im ordentlichen Prüfungs» 
verfahren regelmäßig mindeſtens einmal im Laufe von drei Jahren zu unterwerfen. 
(4) Die vorhandenen Auflihtspflihtigen find in der allgemeinen Kartei des 
Verkehrsſteueramtes zu führen. i 
$ 26 
Rechte der Priiz (1) Dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Prüfungsbeamten bleibt es überlaſſen, ob 
fungsbeamten er die Prüfung vorher anmelden will. Dies hat insbeſondere zu geſchehen, wenn zu 
befürchten iſt, daß ohne vorherige Anmeldung die beabſichtigte Prüfung nicht vor 
genommen werden kann. | 
(2) Der Prüfungsbeamte hat ſich dem Aufſichtspflichtigen oder feinen Angeſtellten 
gegenüber auf Verlangen über ſeinen Auftrag durch feinen Dienſtausweis auszu⸗ 
weiſen. 
(3) Dem Prüfungsbeamten iſt ein angemeſſener Arbeitsplatz — wenn möglich, 
ein beſonderer Raum — zur Verfügung zu ſtellen, wo er in Ruhe und ohne Störung 
ſeine Obliegenheiten erledigen kann. a * 
(4) Die aufſichtspflichtige Stelle hat dem Prüfungsbeamten die von ihm zum 
Zwecke der Prüfung gewünſchten Urkunden, Belege und ſonſtige Schriftſtücke ſowie 
die Geſchäftsbücher nebſt dem Schriftwechſel zur Einſicht vorzulegen und ihm die 
erforderliche Auskunft zu erteilen. E 
27 
“gia (1) Zweck der Steueraufſicht it, den Eingang der geſetzlich geſchuldeten Steuer 
amten in erſter Linie durch planmäßige Nachprüfung der Steuerentrichtung ſowie in ge⸗ 
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eigneten Fällen auch durch Aufklärung der Aufſichtspflichtigen über vorgekommene 
Irrtümer bei Anwendung des Geſetzes zu ſichern. 

(2) Zu dieſem Zweck hat der Prüfungsbeamte ſich bei der Nachſchau davon zu 
überzeugen, ob die geſchuldeten Steuerbeträge entrichtet ſind ſowie ob auch im übrigen 
den Vorſchriften des Geſetzes und den Ausführungsbeſtimmungen gemäß verfahren 
wird; insbeſondere iſt durch Ermittelung des Geſchäftsumfanges und durch Ver⸗ 
gleichung der Geſchäftsbücher, ⸗regiſter und clijten, der Nachweiſe über die Entrichtung 
der Steuer ſowie der ſonſtigen Unterlagen (Verſicherungsurkunden, Schriftwechſel uſw.) 
mit den Steueraufſtellungen (Verſicherungsſteuerbüchern oder den an deren Stelle 
geführten Geſchäftsbüchern und -regijtern) oder auf andere geeignete Weiſe feſtzuſtellen, 
ob die Eintragungen in die Steueraufſtellungen vollſtändig und richtig ſind. Bei 
der Anwendung des Verfahrens nach $ 11 iſt weiter insbeſondere darauf zu achten, 
daß in den Büchern und Liſten die für die Berechnung der Steuern und für die 
Feſthaltung der Verſicherung erforderlichen Angaben enthalten ſind. Bei nicht ver⸗ 
ſteuerten Verſicherungen iſt zu prüfen, ob die Vorausſetzungen für die Befreiung 
gegeben find (vgl. insbeſondere $ 21 und 22), wobei, ſoweit $ 21 in Betracht kommt, 
neben der Liſte der Verſicherten auch die Fragebogen einzuſehen ſind, die in der 
Regel eine Frage danach enthalten, ob bereits eine Verſicherung beſteht. Das Gleiche 
gilt bei Anwendung des ermäßigten Steuerſatzes nach 8 7 Nr. 1 des Geſetzes. 

(3) Wie eingehend die Prüfung zur Erreichung ihres Zweckes zu geſtalten iſt, 
bleibt dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Prüfungsbeamten überlaſſen. Neue Prüfungs⸗ 
ſtellen ſind wiederholt einer eingehenden Prüfung zu unterziehen. Wo nach den Er⸗ 
fahrungen des Prüfungsbeamten der gute Wille, den beſtehenden Vorſchriften gemäß 
zu verfahren, und zugleich die hierzu erforderliche Sorgfalt und Sachkenntnis voraus⸗ 
geſetzt werden können, ſind Stichproben zuläſſig. 


$ 28 
Für die Prüfungsverhandlung, die Erledigung der Erinnerungen ſowie die Er⸗ 
ſtattung eines Jahresberichtes über die ſtattgefundenen Prüfungen an das Landes⸗ 
zollamt finden die Vorſchriften in Nummer 34 Abſ. 3, 4 und 8 der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen vom 16. Auguſt 1910 zum Stempelſteuergeſetz Anwendung. 


VI. Schlußbeſtimmungen 
$ 29 
Für die Erhebung und Verrechnung der Verſicherungsſteuer gelten die allge⸗ 
meinen Beſtimmungen über die Vereinnahmung von Verkehrsſteuern. 
$ 30 
Die Akten, Bücher, Liſten und Nachweiſungen müſſen 10 Jahre Tang nad Ab- 
ſchluß des Sollbuchs aufbewahrt werden. 


$ 31 
(1) Die Muſter für die Liſte der beſtehenden Verſicherungsunternehmungen und 
ihrer Leiſtungen ($ 3), für das Verſicherungsſteuerbuch ($ 5 Abſ. 1), für die Nach⸗ 
weiſungen über die in das Verſicherungsſteuerbuch eingetragenen Verſicherungen ($ 8 
Abſ. 2), für die Anmeldungen über eine Verſicherung bei einem ausländiſchen Ver⸗ 
ſicherer ſowie für die Liſte ſolcher Anmeldungen ($$ 16 Abſ. 2, 18 Abſ. 1) und für 
die in $ 23 Abſ. 1 vorgeſehenen Beſcheinigungen zum Zwecke der Steuererſtattung 
bei niedrigen Rentenverſicherungen ($ 8 des Geſetzes) bedürfen der Genehmigung des 
Landeszollamts. Es beſtimmt auch das nähere über die Art der Buchführung. 
(2) Sämtliche Vordrucke und Muſter ſind bei dem Verkehrsſteueramt gegen Ent⸗ 
gelt erhältlich. 
$ 32 
Vorſtehende Ausführungsbeſtimmungen treten gleichzeitig mit dem neugefaßten 
Verſicherungsſteuergeſetz in Kraft. 
Danzig, den 23. April 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 


— . — e e O 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. i 
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